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stärkt, Diese Fessenbdestinge in 

Urd, bfrs. bildeten praktisch zunlichst die sinzige Liquidi- 
titereserve des Landen, da aie im Lande verbliebenen Geldbe- 
stände aer Nationalbank sehr gering varen, Die Banknotenre- 
serve war 6 noch Ostende gebracht 

19. Mat 1940 Wer See weiter transportiert worden. 


Um einen Run auf die Banken zu verhindern, hatte die belgi- 
ache Regierung @urch VO vom 23. Mai 1940 oin Moratorium für 
\_ankeinlagen erlassen. Fernor war durch Vo vom 15. Mai 1940 
ein Wochselmoratorium bis Ende der Krieges verkündet worden. 


Einnatz der Reichskreditkassen. 


AA سے‎ 

Die Geldversorgung der Wehrmacht und der deutschen Dienst- 
stellen übernahmen unmittelbar nach dem Xinmersoh die Reiohs- 
kreditkassen, dis der vorriexenden Truppe auf dem Fusse folg- 
ten. pie rechtliche Grundlage für ihre Tätigkeit in besetzten 
Gebiet wurde dureh die "Verordnung Uber Reichskreditkessen® 
vom 16, Mai 19407) geschaffen, mit der die deutsche VO über 
neiehskreditkessen vom Je Mai 1940 in dér Fassung der Beken 
machung des Reichaninisters der Fintnsen van 15. Mai 1940 so- 
wie die deutsche VO über die Errichtung und den 

von Reichskreditkessen in den besetuten Gebieten vom 15. Mad 
1940 bekanntgemacht wurden. 


achica bereite am 25. Mai 1940 die Meichakreditkanse in En 
xeuburg errichtet worden war, nahmen dio Beichskreditkasees 
in Brüssel, Lüttich und Namur an J, Juni 1940, in Antwerpen 


reich dio fünf Reichskreditksssen in Antwerpen, Brüssel, 


— er 
1) VERL. 3, Anagebe vom 27. Juni 1940 
2) 
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ve. gung hc 
ten belgischen Gebiet vom 10, Mai 


und dass dansben die ۰ 


-Münzen im Zahlungsverkehr zuge- 
lassen seien, 


Die Bekanntmachung hatte folgenden Wortlaut: 


1) vaal. 1. Ausgabe von 10.5.1940. 
2) VOR. 2. Ausgabe von 17.6.1940. 





aind 
men | سم‎ 
ساف ا‎ As zu 10 > gilt 
‚der Unrechnungssstz 0,10 ۰ = 1 belg. Frenk 
Die im Gebiet des Deutschen y > geltenden mieke 
Rentenbankachei Scheidemtinzen 
— AAA Die . -- بج‎ 8 
Verkehr gebracht, noch angenommen werden, 
verhandene Bestände darf nicht verfügt worden." 
Im Tir Abochnitt der VO ther Reichskreditkassen vom 18. Mai 
wurde ferner bestimmt, dass im besetzten Gebiet neben 
den HKK-Schoinen auch dio REK-Münzen gesetzliche Zehlungs- 
mittel seien, Ausériicklieh wurde 4am mit Cecetzkraft be- 
tinut, dass die Reichsbenknoten und Nentenbankscheine keine 
sosotzliche Zahlkraft hätten. Die REE-Münzen zu 10 und 5 ۶ 
verloren mit Ablauf des 30, April 1941 ihre Eigenschaft ۵ 
Gesetzliche Zahlungsmittel, Sie wurden noch bis zum 31. Mai 
1941 in Zahlung genommen. ?) 


In der VO über die Beuregelung der ronetzlichen Zahlungamit- 
tol im besetzten belgischen Gebiet vom 22, Juli 1940?) wurde 
dann unter Aufhebung der YO ther die gesetzlichen Zahlungs- 
mittel vom 10. Mai 1940 ernout zusammenfassend festgelegt, 
Gass nur der belgische Frank, der Beles, die RKK-Scheine und 
die RKK-Hünzen gosetzliche Zahlungsmittel »ären, 


1) vVOB1, Ze Ausgebe vom 27.6.1940. 


2) VO über die Ausserkurssetzung und Einzichung von 10۵ Münzen 
vom 28.4.1941 und Bekanntmachung dazu - ۰ 41. Ausgabe 
vom 29.4.1941, 


3) val. 8. Ausgabe vom 25.7.1940, 
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Das am 10. Mal 1940 festgesetzte Kursverhältnis vor 10 FM für 
100 bfrs., das eine léfige Überbewertung der belgischen Wih- 
rung, ĉie vor dem 10. Mai 1940 in Belgien mit 8,36 EK für 

100 bfrs. emtlich notiert wurde, darstellte, war zunächst aus 
praktischen Gründen gewühlt worden, um der Truppe und den ein- 
zolnen Soldaten eine möglichst glette und bequeme Umrechnung 
zu ermöglichen (sogenannter Zehlneisterkurs), Durch $ 2 der ۵ 
über die Neuregelung der gesetzlichen Zehlungsnittel im besetz- 
ten belgischen Gebiet von 22. Juli 1940") wurde dann der Une 
tousohkurs mit Wirkung vom 22. Juli 1940 auf 


8 mi für 100 ۰ 


herabgesetzt und damit bei einer Untorbewertung von rund 4 $ 
gegenüber der früheren amtlichen Notiz dem Wortverhältnis vor 
Beginn des Westfeldzuges 1940 angepasst, 


A 


Gegen die Möglichkeit, die belgische Währung zur Reichsmark 
weiter ebzuwertem und dom französischen Franken = 5 BK für 
100 ffrs. = anzugleichen, sprachen damals folgende Gesichts- 
punkte: Durch eine Abwertung wäre die Aufrechterhaltung des 
Preisniveeus sehr erschwert worden. Tür den Aussenhandel wire 
© cine äbwertung von bedenklichen Folgen geworden, Der Ausverkauf 
würde sich beschleunigt und die Versorgungsschwierigkeiten wür- :< 
den sich vergrössert haben, Die Pläne für 316 Errichtung des 
Zentraloleerings wären empfindlich gestört worden, Solange ein 
Doppelumleuf von RKX-Schoinen und belgischen Noten bestand, 
wussto die Relation zwischen beiden Währungen möglichst stabil 
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erhebliche politische Bedeutung, weil weite Kreise der Be- 
völkerung eine sterke Abwertung oder eine wiederholte in- 
derung der Kursrelation als Ausbeutungsmaniver empfunden 
haben würden. Bei der Wahl des Kursverhältnisses mussten 
daher weitgehend die Interessen des Landes und nicht cin- 
56151656 Vorteile des Reiches oder der Besatzungstruppe, 

die durch eine weitere Abwertung des belgischen Franken zu- 
nächst hätten billiger einkaufen können, wahrgenommen wer- 
den, Das Ziel der MV und der verantwortlichen Reiehsstelien 
wer hier wie auch sonst die Schaffung gesunder Grundlagen 
für den Wiederaufbau des wirtschaftlichen Lebens Belgiens 
unter Verzicht auf vorübergehende deutsche Scheinvorteile, 
Wenn Belgien vom Reich später zu Lieferungen und Leistungen 
herangezogen werden musste, so versuchte die ۲ stets, dies 
unter möglichster Schonung der Interessen und weitestgehen- 
der Berüoksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Landes zu tun, soweit das Gesetz des Krieges, unter dem das 
Deutsche Reich stand, dies zulioss, 


Durch Vo vom 17. Mai 19407) wurde im besetzten neräfranzöst- 
schen Gebiet des Befehlsbereiches das Kursverhältnis der 
Roichsmark zum französischen Franken auf 1 ffr. = 5 Rpf. 
festgesetzt. Dieser Kurs iet während der ganzen Besatzungs- 
zeit unverändert geblieben, 


Der Kurs des luxemburgischen Franken wurde dagegen zweimal 
neu festgesetzt. Durch VO vom 10. Mai 19402) var das Wih- 
rungsverhältnis der Reichsmark zum luxemburgischen Franken 
auf 1 luremburgischen Frank = 10 Rpf. bestimmt worden, 
Dureh VO von 14, Juni 19407) wurde des Währungsverhältnis 
auf 1 luxemburgisehen Frank = 0,125 RM geindert. Diese vor- 
übergehende Aufwertung des luxemburgischen Franken erfolg- 
te zur stimmungsmässigen Beeinflussung der Landesbewohner. 


— ميب ل‎ ee 
1) VOB1. 3e Ausgabe von 270601940. 


2) VOB1. für die besetzten Gebicte des Grossherzogtums Lurem- 
burg Nr. 1 Seite 5, 


3) Vopl. 3. Ausgabe von 27.6.1940, 
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uit VO vom 22, Juli 194) ist dann dns Währungsverbältnis 
von 
1 luxemburgischen Frenk = 10 Rpf. 


wieder hergestellt worden, bei dem es unter der Zirilrer- 
waltung verblieben ist, 


Erste allgemeine Währungsschutzmassnahmen, 


Zum Schutze der Währung und des Geldwesens in Belgien sowie 

des Aussenwertes der Reichanark wurde unverzüglich nach dem 

Einnersoh die vorläufige Devisenverordnung vom 10. Mai 19402) 

erlassen, die alsbald durch die endgültige Devisenveroränune 
O von 17. runt 1940?) ersetzt wurde. 


Das wichtigste Lrgünzungsstüok einer konstruktiven Währungspo- 
litik, die Verenbewirtschaftung, konnte nur nech und nach 
wirksam in Gang gesetzt worden. Dis Entwicklung dos Bewirt- 
scheftungssystems hat sich über die Errichtung von Warenstel- 
len, den Aufbau des lanäwirtschaftlichen Erfessungsapparatos, 
die Gründung der Organisation der gewerblichen Wirtschaft und 
die Einrichtung eines wirtschaftlichen Vberwachungs- und Fahn- 
dungsdienstes bie in des Jahr 1944 hingezogen. Die Abschöpfung 
überschlissiger Geldmengen im Steuerwege und durch Aufnahme 
kurz-, mittel- und langfristiger staatlicher Kredite und án- 


leihen am Geld- und Kapitalmarkt kam im Herbst 1940 planmässig 
in Geng. 


‘enn das belgisehe Geld trotz aller Bemühungen, die denen im 
Reich angeglichen waren, im Laufe der Jahre im Konsumsektor 
nicht die gleiche stabile innere Kaufkraft behiclt, wie das 
deutsohe Geld im Reiche, so lag dies nicht daran, dase die un- 
mittelbarer Massnahmen zur Abechöpfung des überschüssigen Gel- 
des nicht wirkeem waren, sondern daran, dass der belgische 


ى ی 
VOBle 8 Ausgabe vom 25.7.1940,‏ )1 
Ausgabe Nr. 7.‏ .1 .7051 )2 


3) 7081٠. 2. Ausgabe Nr. 21 und 3, Ausgabe Nr, Te 





19 Ae 
1942, 1 
Theunis nicht 
Wirkung vom 1. Januar 1 


Leitung der Nationalbank 


Die Bank fur Int irnatio en Zahlungs US le ioh hat sich Lou 
tral verhalten. Sie hat sowohl den Gouverneur Goffin als auch 


lan von London au ernannten Gouverneur Theunis anerkannt, 
۳ die Stelle des belgischen "exofficio" Mitelicde: iures 
Verwaltungsrats offen gelassen. 


i 0 


Die Tútigkoit der Notenbanken. 
Entwicklung des Geldumleufs. 


Die Nationalbank von Belgien hatte nach Herausgabe ihres Ans- 
weises vom 8, Mai 1940 die Veröffentlichung ihrer Wochenaus- 
weise eingestellt. Der neuerrichteten Enissionsbank war die 
Veröffentlichung von Wocheneusweisen gemäss Artikel 24 ihrer 
Satzung freigestellt, Sie hatte lediglich dem Kommissar halb- 





mm] 


Jährlich eine Aufstellung Uber den Stand der Aktiven und 
Passiven der Bank zu geben. 


Anfang 1941 ergeb sich die Frage der WiederverSffentlichung 
der Wocheneusweise der Nationalbank, zu der sie nach Arti- 
kel 31 des Bankgesetzes vom 24, August 1939 und Artikel 42 
der Statuten verpflichtet war. Die Veréffentlichung sollte 
auf die Bevölkerung beruhigend wirken, in der ber das mute 

Ausmass des Motenumlaufs beunruhigende Gerüchte‏ 11624 وي 
-tricalierten. Der Netionalbenkausweis allein ohne den Status‏ 
uer Emissionsbank, die wichtige Geschäftszuoige übernommen‏ 
hatte, hätte nur ein unvollständiges Bild von der Währungs»‏ 
lage gegeben. Die Ausweise der beiden Notenbanken wurden da¬‏ 
her aufeinander abgestimmt, nach der Gepflogenheit der Natio=‏ 
nalbenk jeweils en Donnerstagabend abgeschlossen und an fol=‏ 
genden Sonnabend = erstmals wieder om 2, Januar 1941 - ver-‏ 
Sffentlicht.‏ 


© Ausweise beider Institute wurden zu einem “Gomeinschafts- 
is der Nationalbank und der Bmissionsbank" vereinigt, 

der gemeinsem mit den beiden Finzelausweisen veröffentlicht 
warde und einen vollständigen Überblick Uber die Währungslage 
geb. Bine Übersicht Uber die Entwicklung der Heuptposten des 
Gemeinnchaftsansweisos während der Besatzungszeit und ein 
Vergleich der Ausweise vom 8. Mai 1940 und vom 31. August 
1944 sind als Anlagen beigerügt.?) 


Der Notenbenkstetus (Nationalbank und Emissionsbank) wies in 


der Zeit vom 8. Mai 1940 bis 31, August 1944 folgende wesent- 
liche Veränderungen auf: 


— — — — r Oe 
1) vel. Anlage III Gemeinschaftsausweise der Nationalbank von 
Belgien und der Enissionsbenk in Brüssel, 


val. Anlage IT Wochenauswsise der Hationelbenk, der Emis- 
a, und der Gemeinschaftsausveis vom 


45948 





QUIL 


Im einzelnen ist folgendes zu berichten: 
Der Banknotemumlauf hat nachstehende Entwicklung genommen: 





zen y ations 000 1.278 


festzustell à, AA ee y IN 
setzung der Noten zu 500 und 1.000 hfl in Holland im Miles 
1943 zusamenhing. In Belgien ergab sich darems ein Miekstron 
von 5.5 Uri, bfrs. = 54 % der 10.000 Frank-loten zur Natio- 
nalbank. Er wurde durch einen erhöhten Geldbedarf aufgrund 
steigender Cloaringüberweisungen aus dan Reich wieder ausge- 
@lichen. 


Des erste Halbjahr 1944 brachte hingegen ein starkes Anstei- 
gen der Umlaufssusweitung als Folge der Fliegerangriffe auf 
aie belgischen Verkohrsanlagen im Frühjahr 1944, die zu Ein- 
Ingerückziehungen bei den Banken führten, Ausserdem hatte 
sich die belgische Wirtschaft in den Vormonaten der Invasion 
mit grösseren Beständen an flüssigen Zahlungsmitteln einge- 
deckt. Schliesslich erfuhren die Clearingzahlungen eine wei- 
tere Erhöhung, hauptsächlich dureh Überweisungen an deutsche 
Dienststellen, dic sieh ebenfalls mit Reserven versahen, un 
- bei einem eventuellen Versagen des Clesringverkehrs - gegen 


"alle Geldansprüche gerüstet zu sein, 
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schaftsleistungen zu niedrig eingesetzt wäre und wenn als \ | 
richtig unterstellt witrde, dass der tatsächliche Geldunleuf \ 
in Belgien wegen grosser Banknotenhortungen niedriger war als 
der nominelle, so steht doch wohl fest, dass die für beide 
Länder prozentual errechnete Ausweitung des Geldumlaufs für 
Belgien währungsmässig eine schwerere Belastung darstellte 

als für Deutschland, 


Eine Gegenüberstellung des Notenumlaufs pro Kopf der Bevölke- 
rung zeigt, dass Belgien weit an der Spitze der vergleichba- 
© zen Länder stand. Die absolute Höhe (1943) von 8.719 bfrs. = 
697 mu pro Kopt in Belgien ist ein Zeichen dafür, dass neben 
der in Belgien - wie aueh in Frankreich - starken Neigung zur 
Berzahlung eine bedeutende Notenhortung bestand. Die deutschen 
Bemühungen zur Förderung des bargelâloser Zuhlungsverkehre 
hatten keinen tiefer groifenden Erfolg cozoitigt. Belgien 
hatte von jeher den grössten Hotenumlauf pro Kopf der Bevöl- 
kerung der Vergleichslinder, im Jahre 1937 z.B. bereits mahr 
els das Dreifeshe der entsprechenden Unlaufsmenge im Retek: 


ES vere. 
KS bares 
1.840 


bre. 
4.727 ۰ 





1/۳ 


EL. ne, 


ce 4 


Dazu kam noch der Umlauf en Steateneten in folgenter Zusen- 
mensetzung: 


2. 
152 2.81 
) (1.90) 1144) . (5:333) 


u Der Umlauf en 10,000 bfrs.-Hoten, der bis 15. April 1943 auf 
11.789 Mill. bfrs. = 16 £ des Gesamtumlaufs gestiegen war - 
gegenüber einem Unlauf an 1.000 Bi-Noten im Reich von nur 
0,7 % Ende 1942 - war durch die sohlegartigo Ausserkraftset- 
zung der Noten in Holland beeinflusst worden. Der Rückstrom 
én 10.000 bfrs.-Noten zur Nationalbank setzte besonders in 
den ersten Tagen beinahe panikartig ein (z.B. am 18. März 
1943 mit über 800 Mill. bfrs.), so dass zeitweise Befürehtun- 
gen auftraten, ob die Reserven an kleineren Banknoten ausrei- 
chen würden. Du April trat jedoch wieder eine Beruhigung bein 

¥ belgischen Publikum ein, Der 10.000 bfrs.-Notenunlauf ist in 
der Zeit vom 15. März bis 1. Mai 1943 um 54 % zurückgegangen, 
Von den eingelieferten grossen Noten wurde nur ein Teil Zug 
um Zug gegen kleinere Abschnitte umgetauscht. Da erfahrungs- 
gemäss die 10,000 bfrs.-Noten zur Bezahlung von Sohvarzge- 
eehiften dienten oder gehortet wurden, wurde die Nationalbank 
bei dieser Gelegenheit angewiesen, die Neuausgabe solcher No- 
ten einzustellen und bestrebt zu sein, auch die restlichen 
umlaufenden Absehnitte zu 10.000 bfrs. nach und nach aus dem 
Verkehr zu ziehen, Der in den Jahren 1943 und 1944 immer 
fühlbarer werdende Mangel an Banknotenpepier zwang hingegen 
die Notenbank, wieder auf diese Noten zurückzugreifen und sie 
zum Teil wieder in den Verkehr zu bringen. 


Die Giroguthaben der beiden belgischen Notenbanken haben sich 
von 909 Mill. am 8۰ Mat 1940 auf 4.022 M111. bfrs. am 31. Au- 
gust 1944 erhöht. Die Steigerung hinge haun &ohlioch mit der 


15953 





Errichtung von Konten für die deutschen Dienststellen bei der 
Enissionsbank zusammen, Bin wesentlicher Anteil entfiel al- 
lein euf des Konto der Hauptverwaltung der Reishskreditkassen, 
das dureh die Beeatzungskosten des belgischen Steates go- 
speist wurde. Weitere grössere Guthabenbestináe wiesen die 


Die Girokonten der Nationalbank, die in erster Linie die 
flüssigen Reserven der Privatbanken erstellten, waren veni- 
ger grossen Schrankungen unterworfen. Der Guthabenbestand am 
31.8.1944 betrug 1.571 Mill. bfrs. 


Der Bar- und Giralgeläumlauf hat sich in der Berichteseit 


am 1, Zuli 1944 


Die Zunahme des Btückgeläumlaufs betrug bis l, Juli 2944 = 
68,9 Mrd, bfre, = +.219 f, 016 dos gezanten Bar- und Girel- 
eldmlaufs?) 74,2 Mrd. bra, = + 230 $ vom 8۰ Mat 1940, 


Die Guthaben des Postschogkantes bei der Emissionsbank, die 
frihor vom belgischen Staat verwaltet wurden, betrugen am 


31. Dezember 1943 = 7.102 Mill. bfrs. Die Entwicklung der 
Privatguthaben zeigt folgendes Bild: 


are = 


| ME | A 


1) vel. Anlage Vs Zusammensetzung des Bar- und Giralgeläue- | 


Il 





2.957 Mill. ۰ 
3.059 0 


1 
— — — 
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des Finenzministeriums, die bereits im Februar 1942 aufge- 
nommen wurden, wurde erkennbar, dass dic belgischen Stellen 
nicht beabsichtigten, die Bestimmungen über die Notenmindest- 
deckung, dio der weiteren Notenausgabe hinderlich waren, von 
sioh aus ausser Kraft zu Setzen. Der regentenrat der Batio- 
nalbank beschäftigte sich in der Sitzung von 25. Februar 1942 
mit der Frage, welche Haltung dic Nationalbank einnehmen sol- 
le, wenn die ‚ationalbauk durch eine YO der MY von der Ver- 
pflichtung zur Einhaltung der 40 Jigen Deckungsgrenze de- 
freit werde und beschloss am 4. Mirz 1942, dass die National- 
bank eine von deutscher Se ite erlassene Vo zur Ausserkraft- 
setzung der Notendeckungerrenze bis auf weiteres folgen kön- 
ne und dass der Artikel 29 des Bankgesctzes vom 24. August 
1939 nicht angewandt werden solle, Gleichzeitig mit der vo | 
Über die Geschäftstätigkeit der Nationalbank vom 6. März 1942?) 
mit der die Deokungsbostimmungen bis auf weiteres ausser 

Kraft gesetzt wurden, wurde eine ausführliche Pressenotiz?) 


Uber die Aufhebung der Seckungsbest immungen hereusgegeden. 


Die belgisehe Üffentlichreit het diese Massnahme mit vorrit- 
9 nismissig grosser Ruhe tu zenommen. Eine geringfügige Speku- 
lationswelle an der Börse ebbte bald wieder ab, 


Das Deckungsverhältnis hat sich wie folgt entwickelt; 


«+ Dezember 1942 

1943 مهو :£3 

+ August 1944 
Die Dovisembestunde ale Reuptureashe für tie Ausweitung des 
Goldunleufs in Belgien sind fust emesehliceslich Guren des 





-%- 


Anwachsen der belgischen Clenringguthaben, die im Laufe der 
Zeit für dic Wihrungsermittlung entscheidend waren, beein- 
flusst worden, 


Die Nationalbank unterhielt vor dem Kriege nur geringe Devi- 
senbestände für die Aufrechterhaltung des leufenden Ge- 
schäftsverkehrs mit den ausländischen Zentral- und Privetben- 
ken, und zwar 

= ppm 3 3 will. arre, 

in sonstigen Steeten 0 a 

44,9 Mill. bfrs., 
| SES Ben vate IIA 

von denen sie in ihrem Status per 8. Mei 1940 nur 19 Mill. 
bfra, auswies. Ihr Devisenbestend erhöhte sich nach der Bə- 
setzung infolge des Umtauschs von RKK-Scheinon gegen belgi- 
soho Zahlungsmittel und der Clearingauszahlungen, die enfüng- 
Meh bis auf den Héchetbestand von 2,977 Mill. bfrs. am 24, 
April 1941 ther dio Nationalbank geloitet wurden. Beide Ge- 
schäftszuwoige wurden dann auf die Emissionsbank übertragen, 
bei dor sämtliche mit der Besetzung des Landes zusammenhün= 
gende Geschäfte konzentriert wurden, Lie Nationalbank hat 
daher von Ende 1942 eb nur noch die obengenannten Devisonbe= 
stände in Botrage von 44,9 Mill. bfrs. ausgewiesen, 


Slearingguthaben 

Von unvergleichlich erösserer Bedeutung war der Devisenbe- 
stand der Emissionsbank. Den weitaus wichtigsten Posten bil- 
“ste das Guthaben im Rahmen des Zentralolearings bei der 
Deutschen Verrechnungskasse. Ì ) 


Die Zunahme des Cleeringgsthabens hat sich bis zum Frühjahr 
1943 progressiv gesteigert, Von diesem Zeitpunkt an blieb 
sie mit durchschnittlich 5,7 Med, bfrs, pro Vierteljahr un- 
eefthr stabil. 


1) vel. Anlage VITi Übersicht über die Entwicklung des Clea- 
ringguthabens der Baissionsbdenk, 


IMAN 





| 


—— 
10 1.9.39 39 
EE 190 a 
Gosentansenden — Mrá.bfro. 1.650 Wratten. 50) MUL 
gedeckt duren: | 
a) Steuern 63 = 29 $ 535-326 1-1# 
Besatzungs- 1 
Jungen, … | 
d) Anleihen us | 


Sehetzen- 
weisungen 


) 18 » 24 6 285 « 26 $ 
) Rtas) 8 = 357 * 


1. Behandlung der Reichskredi ۵2 
Die Ausgabe von PEX-Scheinen Aurch die Reichskreditkas- | 
sen in Belgien betrug in der Zeit vor Mei bie Oktober _ 0 
1940 etwa 4,2 bis 4,4 Ed. bfra. ~ 336 bis 352 ۰ Al 
Davon wurden bis zum 30, Juni 1941 = 3.567 MIL. Bt 4 1 
285 mill. FP vor ĉen Motenbanken aus dem Verkehr 
gen und an die Rouptverwaltung der Reichskredt 4 
abgofUhrt. | 


III. Die Regelung des Geläumlaufs. y | 


Hachéon Ger Zahlungsverkehr der Wehrmacht Anfang Ocho” 
ber 1940 suf bfre.-Zahlungamittel umgestellt worden mer, 
konnte eufrrund ter erlassenen Derisenbestimmungen FEE” 
tet werden, dass ein msentäisher Zufinne von Sahel | 
gen «ns Gem Beioh nicht stattfinden würde, Den Tohr» 
zashten Sivigen war auch ¿Lo Vereusgebung von MEE- | 
Beheineu in Belgien dureh die Behrnechtzehlungsregelung 
des CKV verboten worden. 
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1. Behandlung der Rei ghekredi tkassenscheine. 

De Agudo von هه‎ Sara die یی ببس‎ | 
sen in Belgien betrug in der Zeit vom Mai bis Oktober ./ | 
1940 etwa 4,2 bis 4,4 HPU, ۰ = 336 bis 352 mil. Á 
Davon warden bis zum 30. Juni 1941 = 3.567 MLL. Br N 
285 Mill. FN von den Notenbanken aus dem Verkehr 
gen und an die Hauptverwaltung der Beichakredi 
abgeführt, 
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3 Mit don belgischen Finenzministerium wurde 
dass dio nach dem 50. Juni 1941 von den Notenbankon noeh 
aufgenommenen FEK-Gcheine monatlich in Höhe von 50 ۰ 
bfrs. = 4 Mill. RM auf die Besatzungskostenraten in Zah- 
lung gogebon werden konnten. Bis April 1942 hette aie 
Nationalbank über den Betrag von 3.567 Mill. bfre. hinaus 
weitere 800 Mill. bfrs, an RKK-Scheinen ungetenscht, so 
dass der ursprünglich in der Zeit vom Mai bis Oktober 
1940 nusgagebene Betrag an HEK-Scheinen völlig aus dem 
Verkehr gezogen gelten konnte, Es konnte daher angenon- 
mem werden, dass sich zu diosom Zeitpunkt prektisch kaum 
noch REK-Scheine im Lande befenden, Trotzdem tauchten 
soit Boginn des Jahres 1942 in Belgien in steigendem 
Masse FEX-Boheino auf, die von den Notenbankon laufend 
gegen belgische Zahlungamittel umgetauseht werden muss- 
ten. 


Bin erheblicher Zufluss wurde im April, Mai wd Juni 1942 
durch aus dem Osten kommende Truppenteile verursacht. 
Die illegale Einbringung war jedoch d16 Hauptursnche. So 
hatte šB. eine Dienststelle der Luftwaffe B will. PM 
HKK-Sohoine nach Belgien ungenehmigt oingeführt, um 
Behzerzaufkäufe zu tütigen, nachdem die MY die Finanzie- 
zung der Vorhaben aus Besatzungskosten für unmöglich er- 
klärt hatte, 


Die Hotenbanken, die im Frühsommer 1942 u.a. auch wio- 
Ger gegen dan Anwachsen der Oleeringüberweisungen oppo- 
nierten, Kusserten gegen dan erneuten Zustrom der REK- 
Beheine schwerste bedenken und stellten ihre weitere 

Mitarbeit in Frage, vena nicht dagegen vorregengon wer- 
dem würds, Da die such von der MV angestrebte Ordnung 

im belgischen Geléwesen und Üborsicht über den Geldum- 
Lauf empfindlich zostört wurde, master Zasenahnen ge- 
sucht werden, un dio Ververtung neu eingeführter RKK- 

Sebeine unmöglich zu machen, okne jedoeh zur Aufhebung 
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ihrer gesetzlichen Zahlkreft, die aus grundsätzlichen 
Erwigungen erhalten bleiben sollte, schreiten zu müs= 
sen. 


Gegen die offizielle Ausserkurssetzung der REK-Scheine 
sprachen erhebliche Bedenken, Zunächst hätte ein Auf» 
ruf der REK-Soheine erfolgen müssen. Voraussetzung für | 
die Ausserkurssotzung wäre sine bindende Erklärung der 
Nationalbank und des Finanzuinisteriums gewesen, dass. 
sie zur Ausgabe von Banknoten nach Massgabe des jewei- 
ligen Wehrmachtbedarfs uneingeschränkt bereit selen, 
oder aber das Vorhandensein einer ausreichenden Menge 
auf Vorrat gedruckter never Noten der Inissionsbank in 
Brüssel, die bei Ausfall der Nationalbank sofort zur 
Verfügung standen, zu deren Herstellung aber minto- 
stens vier bis fünf Monate Zeit erforderlich gewesen 
wären. 


Die Wiglichkeit, bei Ausfall der Nationalbank die Imis- 
sionsbenk in Gang zu setzen, hat die BY wiederholt bee 
sohäftigt. Bin solcher Sohritt, der gerade in dem Zeit“ 
punkt hätte getan werden müssen, in dem dureh einen 
Rücktritt der Leitung der Nationalbank dis Öffentlich- 
keit auf die akute defähräung der belgischen Wihrung 
hingewiosen worden wäre, hätte wahrscheinlich oin Exe 
periment dargestellt, das, wenn es überhaupt gelang, 
mur von vorübergehender Wirkung sein konnte, Die in 
ihron Vertrauen zum belgischen Franken wenkend gewore 
dene Bevölkerung hätte den Banknoten der Inissionsbank | 
kaun Vertrauen entgegengebrasht. Die Bevölkorung Bel- 
Giens würde möglicherweise die Muflssionsbanknote Mər- | 
haupt abgelehnt haben, da sie in ihr oin Besateunge- 
geld gesehen hätte, hinter den nicht, wie dein NK» 
Sehein, das Deutsche Reich stand. Es musste daher in 
Rechnung gestellt werden, dass dns Experiment mit der | 
Zuissionsdank den Zusasmentruch des delcisohen Franken 
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der Guroh einen Rücktritt der Leitung der Fationalbank 
bereits diskriminiert worden enr, besehleunicte, sc 
dass letzten Endes ein Einsatz der TKK-Soheine hitte 
erfolgen müssen, Überlegungen dieser Art haben die MY 
stots veranlasst, mit den Hotenbanken alle Fragen der 
 BEK-Scheine sehr behutsam zu behandeln, 


Da die völlige Ausserkraftsetzung ter BEK-Gcheine wegen 
der angeführten Bedenken nicht möglich war, so hätte 
den Schwierigkeiten, die aus dem Zinströnen der für 
Men Osten auagegebenen BER-Scheino entstanden, demit 
begegnet werden können, Anse die in den besetzten Fest- 
Gebieten umlaufenden RET-Scheine dureh den Ubertruek 
Besten” gekennzeichnet worden wären. Abecesehen von 

der Oefchr der Fülschung dieses Ubertrucras wer ۹ 
“ber zu beflr:hten, dass die "Test-RER-Seheino® gegen- 
ber don übrigen MIK-Scheinen eine unterschio4liehe 
Bewertung erfuhren, 


Zusanusnfassend ist daher festzustellen, dass weder 
cine Ausserkurssetzung noch eine Abstempelung der 
REK-Gcheine möglich erschien und daher andere Tege be- 
gungen werden mussten. 


Un Nachforschungen Uber dis Herkunft der REK-Echeine 
anstellen zu können, wurde zunächst den Banken en 

1. Fumi 1942 aufgegeben, Einzahlungen von RKX-Sche!- 
nen im Einzelbetrage von 50.000 bfrs. = 4,000 RM und 
sehr der WV zu melden. Ferner wurde den Banken in be- 
sonderen verboten, von deutschen Stellen 102-68 2616 
als Einzahlung auf Benkncten enrtgegerzunehren. Darüber- 
hinaus erging am 1۰ Juli 1942 sin allgemeines Torbot 
an die belgischen Banken, RK™-Schoine in Zahlung zu 
nehmen, muszuzahlen oder zepen belcisehe Franken umzu- 
wechseln, AmschltesgerÂ words om 17, Juli i942 die Be- 
völkerung dureh sine Prossenctiz anfgefordert 
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betrag im Juli allein aie 

Willi. bíra, erreichte, 

heblich zurtiek, trotzdem verlangte die Emissionsbank, 
dass ihr für die weitere Einlösung eine Hichstgrenze 
zugebilliet werde, Rach längeren Verhandlungen wurde 
schliesslich auf Weisung der MV der Umtausch nit Wim | 
kung von 17. August 1942 bis auf weiteres gänzlich ein- 
gestellt. Für den Umtausch aus deutscher Hand standen 

im Rahmen der bestehenden Devisenbestimmungen dic 
Reichskreditkessen weiter zur Verfügung. 


Die Umtauschsperre wurde bereits en 1. September 1942 
etwas gelockert. Die Emissionsbank wurde angewiesen, 

in Härtefüllen und aus der Hand von Einzelhandelsge- 
schäften den Umtausch in mässigem Umfange weiterzufth- 
ren, um den aus dem Reich einreisenden Soldaten und Í 
Zivilpersonen die Verwertung ihrer REK-Scheine für den 


täglichen Reisebedarf in kleinen Beträgen zu ermögli- 
chen, 


Der Beauftragte für den Vierjahresplan hat dann jedoch 
mit Schreiben vom 13, Dezember 1942 ersucht, die Mig- 
lichkeit, RKK-Seheine ständig ohne Sohwierigkeiten in 
Belgien umzutsuschen, wieder herzustellen, Die Euis- 
sionsbank wurde deraufhin angewiesen, alle alten Be~ 
stände aus der Zeit vor dem 17. August 1942 ohne wei- 
teres noch hereinzunehmen und darüberhinaus REX-Soheine 
von Geschäftsleuten, insbesondere Hotels, Restaurants 
und Einzelhändlern tn Rahmen ihres normalen Geschäfts- 
wfanges unter Einschaltung ihrer Filialen umzuwech- 
seln. Mit diesen Masenahmen war den Bedürfnissen der 
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Soldaten Reehnung gnt-egen. 


Weitergehende Lockerungen waren untunlieh, weil åa- 
durch der Überblick über den Geldumlauf und die Steu- 
ering dos Geldzustroms erneut gefihrdet worden wire. 
Die Tätigkeit der am 1. oktober 1942 zur Kontrolle 
der Wehrnechtgelfversorcune im Clearingwege errichte- 
ten Wehrmsehtverrechnungekasse wäre weitgehend gegen- 
stendslos gemacht, die Kontrolle des Schwarzhandels 
noch weiter erschwert und Ate Zusammenfassung des so- 
genannten legalisierten Schwerzhardels weitgehend 
lahmgelegt worden, 


Die Untdusche von RKX-Gcheinen und Pfennigmünzen be- 
trugen bis 32. August 1944 insgosent 7,4 Mrd., bfrs. = 
593 Mill. mu. 
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Um auch die Abhebungen von REX-Soheinen unter Kontrolle zu 
bekommen, wurden auf Bitte der MY Ale Reichsbenkanstalten 
vom Reichsbankdirektorium mit Verfügung vom 5. Septembar 
1942 und vom 9. März 1943 angewiesen, grössere Abhebungen 
von REK-Scheinen durch Wehrmechtdienststellen zu melden. 


Der Geldbetrag, den zurtiekcehrente Urlauber nach Bolgien 
hereinbringen durften, wurde ausserden durch Erlass des OKW 
vom 23. Juni 1943 von 50 EM auf 20 HM herabgesetzt. Das OKW 
bestinnte ferner durch Erlass von 27. August 1943, dase RKK- 
Seheine nur noch von bofenstäinäigen Kassendienststollen der 
Wehrmacht erhoben werden dürften, bei denen die Verwendung 
der RKX-Scheine kontrolliert wurde. 


Diese Massnahmen haben die missbriuchliche Verwendung von 
RKK-Scheinen eingoengt. Sie hätten jedoch keinen durehgrei- 
fenden Erfolg gebracht, wenn nicht die Vorwendbarkeit der 
REK-Gcheine in Belgien durch ihre praktische Ausserkursset- 
zung ausgeschlossen worden wäre. Die HV hatte mit dieser 
Massnahme besbeichtigt, den RKK-Schein auch als Trensfer- 
mittel ausser Kraft zu setzen, nachdem er ale Zahlungsmittel 
tatsächlich nicht mehr gebraucht wurde, Trotz vielfacher Wie 
derstände, die sie dabei gefunden hatte, ist nicht sweifel- 
haft, dass die MY von vorneherein auf dem richtigen Foge 
wer. Der MilBef in Frankreich, der sich dem belgischen Tore 
gehen bereits im September 1942 hatte anschliessen wollen, 
hat daher im Herbst 1943 ebenfalls die Ausserkurssetzung 
Ger RKX-Scheine in Frankreich nach belgisehem Muster vorge- 
nommen. 


des tandes an 
kassenscheinen. Unteusehtonto Uber 3.367 Will. Dire. 
Un die von den belgischen Botenbanken ungetauschten EKK- 
Scheine wieder einer Verwendung im Zahlungsverkehr zusufth- 
ren, war die Heuptverwaltung der Roichekreditkessen bereits 
im Herbst 1940 benilht, dio bei der Buissionsbenk dbefindli~ 
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In Pus 29% ms tam nie der چم ینید‎ veren, 


sie den Gonamtbstrag der bis zum 30. Juni 1941 umge- 
+ Muusthten RKK-Sobeine in Mühe von 3.567 Mill. bfrs. - oin- 
|  Sehliosslioh der bereits gelieferten 450 Mill. bfrs, « an 
~ dafür eine Gutschrift in belgischen Frenken auf dem Untausoh= 
konto A erhalten sollo, Gleichzeitig wurde mit dem belgi- 
sehen Yinanzministerium vereinbart, dass die nach dem 30. 
Juni 1941 von den Motenbanken hereingenommenen RKK-Scheine 
monatlich in Höhe von 50 Mill. bfrs, = 4 Mill. RM auf die Be- 
“atzungskostenraten in Zahlung gegeben werden sollten. Ein 
rüberhinausgehender Betrag sollte auf einem neuen Untauseh- 
konto B der Entesionsbank gutgebracht werden. : 


Hachden sich im Laufe der Zeit bei der Nationalbank erneut 
BEK-Scheine in beträchtlicher Höhe angosanmelt hatten, stell- 
te der Sonderdevolimichtigte West der Hauptverwaltung der 
Beichskroäitkansen am 3, Junt 1942 ernout den Antrag auf Ab- 
Meferung eines runden Betregee von 500 Mill. bfrs. zweoks 
Gutschrift des Gegenvertes auf dem Umtauschkonto. Die Natio- 





füllt, violmehr seien seitdem REK-Schoine in beirächtlichen 
Umfange neu ins Land geflessen. Unter diesen Umständen 1 

die Aufrochterhaltung des einheitlichen Wihrungsumlaufs in | 
Belgien in Gefahr und die Mationalbenk daher nur bereit, die | 
angeforderten RKK-Scheine herauszugeben, wenn die Besatzunge~ ; 
macht die notwendigen Massnahmen ergreife, um die RKK-Gchei- 

ne in seiner Form zurückzuziehen, durch die keine Belastung 


für Belgien entstehe, 


Bech der praktischen Ausserkurssetzung der BKK-Scheine in 
Belgien an 17, August 1942, in deren Verlauf der Kassenbe- 
stand der Emissionsbank auf 1.78% Mill. bfrs. an REK-Schei- 
' men anschwoll, wurde von der Hauptverwaltung der Reichskre- 
ditkassen der Wunseh auf Herausgabe dieses Notenbestandes 
erneut geäussert. Ein diesbezüglich bereite vorbereiteten 
Sebreiden an die Emissionsbank kam jedoch nicht zur Absen- 
tung, weil sich kurz darauf ergab, dass der Reichsfinanzui- 
nister gegen die Gutschrift des Gegenwertes Einwendungen or= 
hob, der betonte, dass die seinerzeitige Gutschrift über 
3.567 Mill. bfrs. ohne seine Zustimmung erteilt worden sei. 
Gleichzeitig stellte er die Forderung, dass diese Buehsohula 
der Hauptverwaltung der Reichskreditkassen gegenüber der 
Baissionsbank durch den belgischen Staat als zusätzliche 
Bosatzungskosten übernommen werden solle, Ferner forderte 
er die entschädigungslose Ablieferung des derzeitigen Be- 
standes. Wenn dies jedoch aus politischen Gründen zurzeit 
nicht verlangt werden könne, kine, um den politischen Cha- 
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rakter der Zehlungen festzuhalten, nur eine unverzinslishe 
Gutschrift zugunsten dee belgischen Staates in Betrasnt, 


Der ChMy hatte in seinem Bericht vom 22, Februar 1943 en das 
OKH daraufhin in Aussicht gestellt, dass die Übernahme der 
Buchschuld von 3.567 Mill. bfrs. vom belgischen Steet gefor- 
dert werden wiirde, Andererseits wurde jedooh betont, dass 
die Abfordorung des derzeltigen Bestandes der Emis: tonsbank 
an RKK-Scheinen nur gegen entsprechende Gutschrift des Ge- 
Senvortes erfolgen könne, Der Aaraufnin erst am 18. August 
1943 ergangene Erlass dos MH hat mit Zustimmung des CA] 
und des Reiohsfinanzministeriums die Durchführung dieses 
Verschlages angeardnet. 


Daraufhin wurde am 14, September 1943 der Generalsekretär 
des belgischen Finenzministeriums vom Chav aufgefordert, der 
Rui 8 1 Sohuldverschreibungen in Köhe von 
3.566.547.650 bfrs. zu übergeben und damit die aus der bea 
be von EKK-Scheinen im Betrage von 285.323.812,-- Ru ent- 
standene Buchschuld der Hauptverwaltung der Reichskrodi + 
kassou zu Übernehmen. 


Gleichzeitig wurde die Emissionsbank aufgefordert, ihren am 
Jledugust 1943 vorhandenen Bestand an EXx-Scheinen unverzig- 
Meh an die Reichskreditkasse in Brüssel gegen Kontogut- 
sehrift in bfrs. abzuführen, da diese Scheine für den Zah- 
lungeverkehr der Reichskreditkassen im Osten benötigt wür- 
den. 


Die Enissionsbank hat mit Schreiben von 23. September 1943 
das Verlangen auf Herausgabe der RKK-Gchoine abgelenn;, da 
Sie befürchtete, dass die RkKk-Scheins erncut in Belgien aus- 
Gegeben würden. Ausserdem wollte sie dio RKK-Geheine behal- 
ten und nicht in eine Buchforderung umwandeln, weil delgi- 
sche Waren mit diesen Noten bezahlt worden seien, Die Imis- 
sionsbank befürchtete, dasa die Kontogutschrift eines Teges 
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gestrichen werden könnte, während sie die effektiven Bankno= | 
ten für besser realisierbar hielt. Im Ubrigen deckte sich die 
Kinstellung der Emissionebenk mit der Haltung der National- 
bank gegenüber der Forderung der deutschen Reichsregierung 


Reichsbanknoten 

dass der Nationalbank und der Sosid- 
té Générale de Belgique = Rotendepartenent - die Zwangsrom- 
waltung angedroht werden musste, she sie sich zur Abgabe da | 
Marknoten verstanden. Trotzdem musste die Reichsbenk unter | | 
Beteiligung des Gonsralkomnisenrs an 11. September 1916 die | | 
Foten abholen lassen, da dio Mitwirkung des belgischen Pere 
sonals nieht zu erreichen ver, Der Vorgang ist splitter van 
belgischer Seite als Gewaltext hingestellt worden, 
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des belgischen Finonzministeriums mit Schreiben vom 25, Sep- 
tenber 1943 mit der Begründung ab, dase thn von einen Torbes 


treges nichts bekannt sei und dess im Übrigen die in Bopven- 
ber 1940 erhobene erste Rate der Besatzungskosten ‘ber 3 Mrd, 
bfrs. die Bedürfnisse der Besatzungsmacht gedeckt habe. 


Die MY erwiderte am 30. November 1943, dass die Rinlösung der 
BEK-Goheine im Gegenwert von 3.567 Mill. bfrs, duroh die He 
tionslbank als Aufbringung von in den ersten Monoten der Be 
setzungszeit nicht erhobenen Besatzungakosten angeschen wer, 
de, welche in der ersten Zahlung von 3 Hrd. bfrs, nicht ent- 
halten war. Das Arsuchen ua Übernahme dieser Schuld durch 

den belgischen Steat wurde daher wiederholt. 


per Generalsekretär 409 Finanzministeriums antwortete darauf 
am 15. Dezember 1943 mit eingehenden Rechtsausführungen. 


Die weitere Behandlung der Frage im ersten Halbjahr 1944 
hat zu keiner Änderung des belgischen Standpunktes gemäss 
den deutschen Forderungen geführt. Die Schuld der Hauptver- 
waltung der Reiahskreditkansen gegenüber der Euissionsbank 
in Höhe von 3.567 Mill. bfrs, bestand bei Räumung Brüssels 
unverändert fort. 


Yatausch von Reiehsbanknoten, | 

Bereits durch Bekanntmachung vom 17. Juni 1940 war die bel | 
gische Bevölkerung darauf aufmerksum gemacht worden, (nas ia 
dio im Deutschen Reich gültigen Reichsbanknoten, Rentenbank- 
scheine und Seheideminsen la Werte von 0,50 RM und mehr im 
besotzton Gebiet nicht gosetzliche Zahlungsmittel wären und 
shor weder in den Verkehr gebracht noch angenommen werden 
dürften, Gelegentlich der Ausserkurasetzung der RKK-Scheine 

in Juli/August 1942 Wards der Hinweis auf Umlaufs- und An¬ 
nabasverbot voa Mrichabanknoten wiederholt. Trots dieser 
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Dio Sunchne der Einnahmen im Jahre 1940 gegenüber den 
` Binnahmen der Vorjahre ist auf den vermehrten Verbrauch 
van steerpflichtigen Ganußmitteln wie Bier, Branntwein, 
Tabak durch deutsche Truppen zurückzuführen, Das weitere 
Ansteigen der Einnahmen in den folgenden Jahren hat seine 
Ursache in den von der MY angeregten Steuererhöhungen. 
Diese heben insbesondere auf dem Gebiet der Tabak-, Brannte 
wein-, Bier- und Weinsteuer zu erheblichen Einnahme steige 
yangen geführt. 


die Binnahmen ans den Verbrauchsabgaben im Jahre 1943‏ قوط 
gegenüber dem Jahren 1942 um 459 Mill. bfrs., mithin um‏ 
vH, surllekgegangen sind, ist im wesentlichen darauf‏ 18,7 
surfickzuführen, daß infolge Verknappung der verbrauche-‏ 
abgabepflichtigen Waren der Verbrauch gesunken ist. Deme‏ 
entsprechend sind auch im 1, Halbjahr 1944 die Verbrauchs-‏ 
abgebeeinnahmen weiter zurückgegangen.‏ 


$ 19 


Besatrungskosten, 


Rechtegrendiage und Begriff. 


Die landeseigene Verwaltung Belgiens blieb auch nach der 
Desotzung bestehen. Die Besatzungemscht hat daher von der 
nach Art. 48 HIKO gegebenen Möglichkeit, die zu Gunsten 

des Staates bostehenim Abgaben, Zölle und Gebühren selbst ۲ 


su erheben, keinen n Gebrauch gemacht. Sie verblieben der 
Btantukasse, die domit die persönlichen und sichlichen 


Ausgaben der Lenlesverwaltung bestritt, 
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Die Gelämittel, deren die Besatzungsmacht zur Erfüllung 
ihrer eigenen Aufgaben bedurften wurden von ler UV als Bee 
satzungskosten vom belgischen tast erhoben. Die völker- 
rechtliche Grundlage daftir bot Art. 49 HIKO, Zer folgen- 
dermaßen lantetı 
*Erhebt der Bosetsende in den besetzten Gebiet außer 
den im vorstehenden Artikel bezeichneten Abzaben 
andere Auflagen ir Geld, so darf ¿ies nur zur iek- 
kung der Bedürfnisse des Heeres oder der Verwaltung 
dieses Gebiets geschenen,” 
Der Generalsekretär des belgischen Pinangminicteriuns erkann- 
te in der | Chrift vom 20, Dezember 1940 die ár forde= 
rungenvon tsungskosten grurdsttzlich als berechtigt am. 
Er machte jedoch geltend, da8 alle Beitragsforderurger auf 
die Brträgnisse des Landes zu beschränken seien, Besatzung» 
kosten nur im Rahmen eines vernünftigen Bedarfs erhober were 
den dürften und die Besatzungsbehrde nicht beanarructen 
könne, dem besetzten Land die Untertal tung eines höheren 
Truppenbestances aufnuerlegen, als für die Erfordernisse 


der aigantlichen Besetzung notwendig sei. 


Die MV hat eine Erörterung der hechtsfrage mit der belgi- 
schen Seite durch Schreiben von 14. Februar 1941 - fan 4 
60 = abgelehnt. Intern hat sie es ale eine ihrer vornehm- 
sten Aufgaben betrachtet, die Besatzungskos tenforderungen 
in Reowen der beistungsfühigkeit Belgiens su halten und 
suf ein vernünftiges Haf su beschränken. Auf der finansial- 
Len Seite Jagen die Probleme klar su Tage. Es mußte ver- 
miedon werden, daf durch die Über die Besatzungsmacht in 
das Land Etrönenden Geldmittel Führung und Wirtschaft som 
rüstet wurden. Dabei spielte neben der Prage dor absoluten 
Bine der 


١ ١ der Beuthaftung von Gütern und Dienst- 
A für die Besatsungsmasht, sei os in Vege vertrag- 
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licher Abmachungen, sei es im Woge der Requisitionen nach 
Art 52 HLKO, Hier leg auch die Grense für die Befriedigung 
der Bedürfnisse der Besatzungsmacht aus dem Lande, Die Inen- 
spruchnahme der Erseugniese und Vorräte sowie der Arbeits- 
kräfte des Landes mußte im Verhältnis su seinen Hilfequellen 
stehen und so bemessen sein, daß der Bevölkerung der notwen- 
digste Lebensbedarf verblieb. 


Zu der Frage, ob die aus Besatsungskosten su unterhaltente 
"arnbe d'occupation" nach bestimmten Gesichtspankten zu bə- 
grensen sei, 2168 sich aus der HLKO nichts entnehmen. Der 
MilBef erbat daher mit Schreiben vom 17, Jannar 1941 - 0 
"Stab IVa / Verw. Stab geheim az la 238/41 goh, - die Entschei- 
dung des Oberkommandos des Heeres, Er führte in diesem Schrei- 
ben auss 


en sollten nur Sus 
Male für eine 1 


arr N 


Durch Y Oberkommandos des Heeres Gen St à E / Gen 
Qu. + von 29.Januar 1941 warde entschieden, das 
cine ESS che Behandlung der auf die Besatsungetruppen 
oder die Operationstruppen entfallenden Kosten abgelehnt ver- 
den misse. Mit der aligemeinen Verfügung vom 21 Oktober 1941 
۸۷۸/۷۲ (VII ©) bestätigte das der 
Wehrmacht die Bntecheidung des OEE, daf auch die Konten ter 
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kosten stellten diejenigen Beträge dar, die außerhalb Bel- 
siens für die in Belgien stehenden Formationen aufsuwenden 
waren (S.D. für im Nachschubweg von Deutschland nach Belgien 
gelieferte Lebensmittel, im Reich gezahlte Pamilienunterstüt- 
mung u.4.), Diese Unterscheidung war schon durch dis vorschie- 
denen Währungen innerhalb der besetzten Gebiete und gegenüber 
dem Deutschen Reich bedingt. Der Geldbedarf der Besatzungs- 
macht in einem Gebiet mit fremder Währung konnte = von den 
als vorübergehende Behelfsmaßnahne gedachten Binsats der 
Reichskreditkassenscheine abgesehen - nur durch die Zurver- 
Mgungstellung ausreichender Lendessahlungamittel befriedigt 
werden, während der außerhalb auftretende Geldbedarf aufbrin- 
gungsmäßi«g suntichst nur das Gebiet berührte, in dem die Aus- 
gaben zu lcistèn waren. Daher betraf auch fur Belgien das ei- 
gentliche Besatsungskostenproblem die inneren Besatzungskosten, 
die Belgien aufzubringen hatte und deren Verwendung im Lande 
die Währung belastete, Der Ersatz der äußeren Besatzungskosten 
en das Reich war weniger vordringlich. Er hätte zwar, da die 
belgi sohen Zahlungen im belgisch-deutschen Clearing su bewir- 
ken gewesen wären, die für die sukünftige finanzielle Ausein- 
dersetzung erwünschte Wirkung einer Verminderung der belgi- 

schen Clearingspitse und damit der wirtschaftlichen Verschul- 
dung Deutsdhlands gehabt, wäre aber für die gegenwärtige geld- 
und güterwirtschaftliche Befriedigung des Bedarfs der Besat- 
zungsmacht aus außerbelgischen Gebieten ohne besondere Bedeu- 
tung gewesen. Eine Abschlagsahlung auf Kußere Besatzungskosten 
warde daher von den Belgiern nicht verlangt. Ihre Geltenâma- 
chung blieb bis zum Priedensschluß vorbehalten, 


— - 


Aufbringung 


Während in Prankreich âer Waffenstillstandsvertrag der Höhe 

nach festumgrenzte Besatzungskosten vorsah, fehlte in Belgien, 
dessen Heer bedingungslos karituliert hatte, jede vertragliche 
Abmachtng. In den ersten Monaten der Besatzungszeit wurden von 
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den Vehrmachtäienstetellen alle Ausgaben durch Verwendung 
von Geichskreditknssenscheinen gedeokt, die entweder aus der 


belgischen Staat nach Art, 49 HLKO obliegenden Lasten durch 
das Reich; in Höhe der auf diese Art in Belgien sur Verausge- 
bung gelangten Aeichskreditkassenscheine lagen unerhobene i 
Besatzungakosten vor ( vgl, hiersu Teil 9 2 5.4 ff.) t; 


Bine der ersten Aufgaben der MY mußte daher sein, die zur Bee 
friedigung der Bedürfnisse der Besatzungsmacht erforderlichen 
Gelémittel als Besatzungskosten vom belgischen Staat su em 
heben. Bei der Lösung der Frage, die geldlichen Anforderungen 
sowohl hinsichtlich der absoluten Höhe als auch der zeitli- 
chen Inanspruchnahme richtig su benessen, stand die KY ver 
einen der sehwierigsten Probleme. Galt es jedoch einerseits 
diese Mittel entsprechend den Bedürfniesen der Wehrmacht auf- | 
zubringen, andererseits aber ihre Höhe nach der Leistungsfähig- 
keit des Landes, insbesondere unter Berücksichtigung der Br- 
haltung der Währung zu bemessen, Genauere Unterlagen für diese 
Entscheidung lagen nicht vor, Untersuchungen in der Rich tang, 
den vormesichtlichen Bedarf an Besatzungskosten unter Zu- 
grundelegung eines Pauschsatses je Kopf der Besatzung nach der 
jeweiligen Belegung Belgiens mit deutschen Truppen schätzunge- 
weise zu ermitteln, erwiesen sich als nicht branchber, Bei 

den starken Schwankungen der Belegungsstärke war es außeror- 
dentlich schwierig, die Besatzungszahl annähernd richtig fest. 
zustellen. Hinzu kam, daß bei dieser Art der Berechnung die 
persönlichen Ausgaben, nicht aber die sachlichen (Flugplats- 
bauten, Befsstigungsanlagen usy.), die sehr wesentlich waren, 
berücksiehtigt wurden. Darüberhinaus angestellte Erhebungen 
der UV, aus einer Aufgliederung der bisher durch die Wehrmacht 
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in Belgien verausgabten Beträge nach ihrem Verwendungszweck 
wenigstens schätzungsweise den künftigen Wehrmachtsbedarf zu 
ermitteln, führten zu keinem Ergebnis, da das in einfachster 
Porm aufgezogene Rechnungswesen der Wehrmacht den Verwendungs- 
gweck der Ausgaben nicht ersichtlich machte und damit die Per- 
tigung derartiger Au’ gliederungen nicht ermöglichte. Arch die 
Höhe der 'während des Krieges 1914 - 1918 erhobenen Besatzungs- 
kosten (40 Mill. Goldfranken monatlich in der Zeit vom 1. 
Dezember 1914 bis 30. November 1916, 50 ۰ Goldfranken mo- 
natlich vom 1. Dezember 1916 bie 31. Mai 1917 und 60 Mill. 
Goldfranken monatlich vom 1. Juni 1917 bis 31. Oktoher 1918) 
konnte ale brauchbare Unterlage für die Bemeaanng der Besat- 
sungskosten in diesen Kriege nicht herangezogen werden. 


So forderte die MV für einen zunächst unbestimmten 723 traun 
beim belgischen Pinansministerium mit Schreiben von 26. Juli 
1940 in Anrechnung auf die zu einem späteren Zeitpunkt end- 
gültig festsusetsende Summe der Benatzungskosten als erste 
Rate einen Betrag von 3 Milliarden bfrs. an. Als nach der im 
Oktober 1940 erfolgten Umstellung des Wehrmachtzahlungsverkehrs 
auf belgische Francs dieser Betrag su Ende ging, wurden im No- 
vember weitere 2,5 Milliarden bfrse angefordert. Erst im Laufe 
weiterer Besprechungen wurde den Belgiern mitgeteilt, daß die 
erste Besatsungskostenrate für die Zeit bis Ende Oktober 1940, 
| die zweite Rate für die Monate November und Dezember 1940 ge- 
dacht sei. Darüber, daß die tatsächlichen Kosten der Besatzung 
in dieser Zeit höher gewesen waren (Einsatz von Reichskredit- 
kassenscheinen), wurden die Belgier ebenfalls eindeutig unter- 
ziehtet. Das belgische Finansministeriun erkannte die Porde- 
rungen auf Besatzungskosten grundsätzlich als berechtigt an, 
machte jedoch geltend, daß die geforderte Summe untragbar hoch 
und im Hinblick auf das Pehlen einer im voraus zeitlich gere- 
gelten und betragsmäßig festgelegten Belastung mit einer geord- 
neten Pinanewirtechaft nicht vereinbar sei. In der Denkschrift 
sur Besatsungekostenfrage von 20. Dezember 1940 betonte der 
Generalsekretär Flianier, daß Belgien, dessen Wirtschaft in- 
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folge des Krieges darniederliege, den geldlichen Anforderungen 
ler Besatzungsmacht nicht gewachsen und sein finanzieller Zu- 
‚ammentruch mit der Folge der Inflation zu befürchten sei. Er 
wies wörtlich darauf hin, daß es doch nicht erwünscht sein 
könne, 298 die Forderungen der Besatzungsbehörde ein solches 
susmaß annähmen, das die Bevölkerung in Verzweiflung stlirsen 
und die Einleitung einer wirtschaftlichen Zusammenarbeit un- 
miglich machen würde. 


Den Wünschen der belgischen Seite, zu Gunsten einer georäneten 
Haushaltsgebarung die. Besatzungskosten in bestimmten Rythmus 

r einen längeren Zeitraum festzulefen, konnte die Berechti- 
rung nicht abgesprochen werden. Andererseits mußten aber unter 
allen Umständen die fur die Bedürfnisse der Wehrmacht in Bel- 
rien erforderlichen Geldmittel in belgischen Francs aufgebracht 
werden, Dabei war auf die Erhaltung und Erschließung der für 

ie Bedürfnisse der deutschen Kriegewirtéchaft notwendigen 

ri rtechaftlichen Hilfsyuellen Bedacht zu nehmen. Bei der 
urchflhrung dieser überzus schwierigén Aufgabe konnte ein 
iktat keine befriedigende Lösung brizgen, vielmehr war die 

۲ weitgehend auf die Mitarbeit der maßgebenden belgischen 
ienststellen und Wirtschaftakreise angewiesen, Bine ersprieS, 
liche “1tarbeit war jedoch nur dann gewährleistet, wenn es dei | 
V gelang, in den belgischen Kreisen Verständnis für ihre For- 
derursen zu erwecken, Diese mußten sich in den Grenzen des Hu=' 
Gefen Palles Tragbaren und im Nehmen der snerkannten Regeln 
des Völkerrechtes halten sowie auch im Verhältnis zu den Be- 

astungen der Nachbarländer Frankreich und Holland der Billige | 

keit und Gerechtigkeit in etwa entsprechen, 


Aus dem Bestreten herans, im Verhältnis su Frankreich und 
Holland einer Übermäßiz. د‎ Belastung Belgiens aus Aufnarsch- 
gebiet zegen England vo :subengen, bemithte sich die XY bel den 
berliner Zentraistellen darum, einen Ausgleioh der Benstzungs- 
kosten zwischen den genannten Ländern herbeizuführen, Diese 
Boni ungen scheiterten daran, daf 41e angerufenen Stellen die | 
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zum Ausgleich erforderlichen Warenlieferungen von Holland unc 
Frankreich nach Belgien nicht für durchführbar hielten und er- 
klärten, daß Belgien die für die Bedürfnisse der Besatzungs- 
macht im Lande benötigten belgischen Francs aus eigener Kraft 
aufbringen müsse, 


Nunmehr versuchte die MV die Begrenzung der Besatzungskosten 
nach oben und die Gleichmäßigkeit der Erhebung durch Festle- 
gung eines monatlichen Föchstbetrages zu erreichen, Lie an- 
gestellten Untersuchungen hatten ergeben, daß die innerbel- 
rischen Staatsausgaben bis auf einen nicht allzugroßen Uber- 
hang durch ordentliche Einnahmen, insbesondere durch erhöhte 
Steuern gedeckt werden konnten. Die allmibliche Besserung der 
Wirtschaftelage und das wiederkehrende Vertrauen ließen eine 
Inanspruchnahme des Geld- und Kapitalmarktes mit jährlich 
etwa 12 Millierden bfre. als möglich erscheinen, Für die da 
Uberhinaus zu deckenden Fehlbeträge konnte wine mifige Auswei- 
tung des Zahlungsmittelumlaufe, die auch der Gouverneur der 
Nationalbank für tragbar hielt, in Kauf genommen werden, Bei 
dieser Sachlage hielt die KV die Erhebung einer monatlichen 
Besatzungekostenrate von 800 Millionen, höchstens einer Milli- 
arde bfrs,. für tragbar und stellte einen entsprechenden Antrag 
bei dem für die susammentasnsende Behandlung der Besatzungsko- 
stenfragen zuständigen Beauftragten für den Viorjahres¡ lan. t 
Len dabei maßgebenden Erwägungen lag die Annabme zu Grunde, del 
infolge Verringerung der Besatzungstruppen und allmählichen 
Surückgehens der Aufwendungen für Bauten, ferner durch Verwei- 
sung der besatsungsfrenden Kosten (Beschaffung in Belgien tur 
andere Gebiete) auf die Bezahlung im Clearing sowie mit Hilfe 
einer wirksamen und sentralen Steuerung der Mi tte) bewi rtechaf- 
tung dieser Betrag den Wehrmachtebedarf deoken würde, Im Ubri- 
gen waren Uberbriickungekredite sabens des belgischen Staates 
fùr den Pall sines etwaigen StoBbedarfs in Aussicht genommen, 


och vor Bingang der Intscheidung Uber diese Vorschläge hatte 7 
die UV at Januar 1941 von Monat zu Monat eine 
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rate von je einer Milliarde bfrs, angefordert, ohne sich je- 
doch dem belgischen Piransministeriun gegenüber an diesem Be- 
treg für einen längeren Zeitraum zu binden, Die hiernach œf- 
gebrachten Besatzungskosten - im Monat Januar 1941 wurden 

100 Millionen befrs. Quartierleistungen angerechnet, daher 
nur 900 Millionen bíre. erhoben - deckten bis April 1941 den 
Bedarf der Wehrmacht, wobei allerdinge eine aus den Zahlungen 
im Jahre 1940 erübrigten Reserve von einer Milliarde bfrs, 
in Anspruch genommen werden mußte. Da der ervartete Rückgang 
der Wehrmachtausgaben nicht eingetreten war, = die Abhebuu- 
gen bei den Äeichskreditkassen betrugen im ersten Ealbjahr 
1941 monatlich durchschnittlich 1 250 Millionen bre, = ver- 
suchte die MY zunächst durch die finanstechrische Zwischmlö- 
sung eines Uberbriickungskredites ohne Erhöhung der Anforderun- 
gen an den belgischen Staat durchzukommen. 


So wurde der Spitzenbedarf der Monate Mei, Juni und Juli 1941 
dureh einen Kredit des belgischen Finanzministeriuns von je 
250 Mill. bfrs., zusammen aiso 750 Hill, bfrs. gedeckt; er 


sollte später aus den damals noch erwarteten Ersparungen wieder 
getilgt werden, 


Der Beauftragte für den Vierjahreoplan gab in der Entschei- 

dung vom 11. Juni 1941 den Anträgen ¿er MV nur in beschrinkten 
Umfange statt. Von der Inanspruchnahme von Krediten sur Deokung 
der Bedürfnisse ¿er Besatzungstruppen sollte au? joden Fall ab- 
gesehen werden. Feste Abechlagszahlungen zurächst für einen 

Seitraum von drei lionaten wurden nur unter der Bedingung zuge- 
4assen, dal die Belgier sich gleichzeitig verpflichteten, auch 
über die Abschlagezehlungen hinaus die für die Besatzungsmacht 
erforderlichen belgischen Francs auf Anforderung zur Verfügung 
wu stellen, Damit war praktisch das von der MV aus psychologi- 


sehen Gründen erstrebte Ziel - Begrenzung der Besateungskosten 
nach oben - nicht erreicht, 
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plan am 15. Oktober 1941 OKE, OKY und Zelohewirtschaftonind- 
sterium beitraten, scheiterte daran, daß der ielcheninister der 
Finansen aus grunäsätslichen Erwägungen und sur Vermeidung von 
Berufungen eine Verschuldung des Reiches im Zusammenhang mit 
der Aufbringung innerer Besatsungskosten für untragbar erklär- 
te. ۱ 


In Besprechungen mit dem Generalsekretär des belgiechen Pi- 
nansministeriums und dem Gouverneur der Nationalbank über die 
so geschaffene Lage unterwarfen sich die Belgier der in Anse 
sicht genommenen weiteren Erhöhung der Besatsungskocten. Gene- 
ralsekretär Plianier hob jedoch hierbei hervor, daß ihm selbet 
und dem Kollegium der Generalsekretäre die Verantwortung für 
solche Tributleistungen des nach belgischer Auffassung unver- 
sohuldet in den Krieg verwickelten belgischen Volkes nicht 
sugemutet werden könnte, ohne daß gleichzeitig Arbeit und Brot 
für die belgische Berölkerung gesichert würden, 


Im Hinblick suf das weitere Aneteigen der Web rmachtausgaben 
mußte bereits ab Oktober 1941 die monatliche Desstzungskosten- 
rate auf 1 500 Mill. bfrs. erhöht werden. Da eine kücksahlung 
des seinerzeit amfgenormenen Überbrilckungskredites von 750 
Mill. bfre, nicht möglich war, wurde gleichzeitig im Einver- 
nehmen mit der belgischen Seite dessen Umwandlung in eine Be~ 
satzungskostenzehlung veranlaßt. Von Oktober 1941 bie zum Ende 
der Besatzungezeit blieben die Besatsungskoetenraten mit 

1 500 bfrs, monatlich gleich hoch, ohne daß die MV sich auf 
dieven Betrag nach oben oder unten ausdriicklich festgelegt 
hitte, Bine gewisse Braädäigung trat lodiglich in der Zeit vom 
Jonnar 1942 bis Oktober 1942 dadurch ein, daßıdie aus dem Giro- 
verkehr der Reichekreiitkassen in Belgien und in Frankreich 

zu Gunsten Belgiens entstandenen Monatliahen Salden, die im 
Wege des belgisch-fransümischen Clearing-Verkehre nach Bel- 
gien überwiesen worden waren, nit 52,1 Mill. IM = 651,2 Mill. 
bfrs. angerechnet wurden, Die Gesantzahlungen erzeichten bis 
gum 31, August 1944 5 359,9 Mill. EM = #6 999, ma, biras, 
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Die einzelnen Besatzungskostenzahlungen ergeben sich aus der 
Zusammenstellung in ¿nlage 1 « Dabei ist hervorzuheben, daß im 
weiteren Verlauf der Besetzung die Belastung für die Belgier 
durch den monatlichen Betrag von 1 500 Mill. birs. weniger 
drliokend gewordeh war. Das hing mit der Ausweitung des Zah- 
lungemitielunlauís sowie mit der größeren Ergiebigkeit der 
Steuerguellen und des Geld- und Kapitalmarktes susamnen, Ane 
dererseits wrlor ver erhobene Betrag angesichts der Erhöhung 
der Preise auf dem innerbelgischen Markt an Wert für die Be- 
satsungenacht und führte somit su einer Minderung der Besohaf- 
fungsmöglichkeiten, 


Wenn trotsden die Besatzungskosten zur Befriedigung der “edürf- 
nisse der Wehrmacht im Lande in der Folgezeit nicht nur aus- 
reichten, sondern sogaz bis sum inde der Besetzung den Inten- 

‚ dmnten beim MilBef die Anlegung einer Kussenreserve von saite 

| weilig etwa 2 500 Mill. bfre, ermöglichten, so muß derin ein 
ErZolg dez von der ۲ and Bon — durchgeführten Spare 
aná Steuerungsmaßnahmen erblickt werden. * 


Die kausenmibigo Behandlung der Desatzungskosten spielte sich 
` wie folgt ab. Die einzelnen Haten warden vom belgischen Staat 
È seq auf ein Konto des Sonderbevollmlichtigten West der 
bei der Imiosionsbank 
| ۱ o Tout vercin= 
2 und ar sie der Zo! 
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ANLAGE XIII É 


Akte VI, Bl. 293 
heine iehssache! 


Der Reichsmarschall des Crossdeutschen Reiches Berlin W.8., den 
Beauftragter für den Vierjahresplan 9. Sept. 1942 


J-P. 14320/5 g. Re. 


Beiliegende Abschriften übersende ich unter Besugnahne 
auf die Besprechung von 12. August 1942 sur gefl. Kenntnis 
mit dem Anheimstellen, die belgischen zuständigen Stellen 
entepreehend zu unterrichten. Bei Rückfragen ist darauf him 
suneisen, dass der Oberprüsident auf Weisung der Reichsregie- 
zung handelt. 

gen. Göring 


LOLI Beglaubigt 
ges. Schtitze 
Verwal tungsassistent 


Akte VI, Bl. 294 


Geheime Reiehssache! 
Dor —* des Gwessdeutschen Retenes Borlin ¥.8., den 
fir den Ar it 9. Sept. 1942 


_ laitier Inanapruchnahne von Golddestunden der Belgischen 
Nationalbank nach den Refiehsleistungagesets. 


u. 


PERTE H4340 — 0048 





H H 
ami HULL - 2 = 


EC HS 


neauftrnge Sie daher, die Überlassung dieses Goldes dureh 
die Weichabank sur Verfügung neimr Dienatetelle anzuordnen. 
Hierfür wollen Sie den beiliegenden Vortlaut verwenden. Von 
“en Geschehenen ist mit zu berichten. 


gos. Grips 


an den Herrn Oberpräsidenten = Führungssisb Wirtschaft - 


Berlin 5 
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Viktoriastr. 34 


EU 
Im 


— 





— 0050 


NI mm 


ate ví, m. 25 EC HS 


Geheim Reichgenehe! 


x Sie verwahren für die Belgische Nationalbank, Brüssel, 
kg ramh 5 Gold. 


Auf Veranlassung der Reichsregierung nehme ich dieses 
Geld auf Grund des $ 15 Abs. 1 Er. 5 und des $ 2a des Reiche- 
zeintungagenetnen vou 2. 9. 1939 (RIBI. I S. 1463) für das 
| Peutuche Reich » Denuftragtor für den Vierjahresplan - sur 
Verfügung (Bigentum) in Ansprush. 


Die Inanspruchnahme erfolgt gegen Vergütung dureh den 
Beauftragten für den Vierjahresplan an die Belgische National- 
bank, Drünsel in Höhe des sich aus § 14 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Deutsche Reichsbank von 15. Juni 1939 (REM, I 
8. 1015) ergebenden festen Satses von In 2,784. fur 1 kg 
fein «baiglich der sich sus der Prüfung und Scheidung des 
Goldes etwa ergebenden Kosten. 


Deutsche Reichs bank 
—— oen Herrn “eichedankdirektor Vilhela 


- Mitglied dos Beichsbankdirektoriuas - 
- oder Vertreter im Aat - 


Beriia ۵ 1 
— — — رس‎ 





vie deutsche Bei ane bek in Berlin die aie — — 
Brüssel schliessen folgendes 


Poereinkornen ١ 


Die Deutsche Reiehsbank und die Smissionsbank in Brüssel 
werden gegenseitig für die ungehinderte Überweisungenöglioh- 
keit aus Deutschland nach Belgien und umgekehrt 8 tragen, 
Zu diesem Zweck wird die Emissionsbank in Brüssel die Reichs- 
narkbetriige, die ihr von der Deutschen Reichsbank angeboten 
werden, zum Zurse von 250 Belgas für 101 Reichsmark Ubernehñen 


\ 


und den Gegenwert in belgischen Pranken auszahlen. Sbenso wird 


die Deutsche Reichsbank die Belsabeträge, die ihr die Emis- 
sionebank in Brüssel anbieten wird, zum entsprechenden Kurs 
übernehmen und den Gegenwert in Reichsmark vergüten. 


Geschehen in drei Ausfertigungen. 


Berlin, den 17.August 1940 Brüssel, den 16.August 1940 
Reichsbankdirektorium Smissicnsbank in Brüssel 


zez.Puhl gez. G.Janssen gez.A.Goffin 
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